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Niederschrift

über die 21. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
am 05.04.2001, 14.00 Uhr, im Kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses

Öffentlicher Teil

Unter Vorsitz von Bürgermeister Heinrich Stommel nehmen folgende Stadtverordnete (StV) an der
Sitzung teil:

Anhalt, Wolfgang, StV
Beginn, Arnold, Vertreter für StV Claus Hinrich Neuenhoff
Birx, Michael, StV
Bochem, Hans-Peter, StV
Capellmann, Peter, StV
Doose, Friederike, StV
Fink, Ulrike, Vertreterin für StV Egbert Friedrich
Friedrich, Egbert, StV, nicht anwesend
Gunia, Wolfgang, 2. Stellv. Ausschussvorsitzender
Hoven, Matthias, StV
Kieven, Hubert, StV
Kolonko-Hinssen, Eva-Maria, StV mit beratender Stimme
Köhne, Franz-Josef, StV
Lambertin, Servatius, StV
Meyer, Hans, StV
Müller, Heinz, StV
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV, nicht anwesend
Pott, Hildegard, StV, nicht anwesend
Riesen, Karl-Heinz, StV
Schmitz, Peter, 1. Stellv. Ausschussvorsitzender
Schumacher, Dr. Helmut, StV
van Snick, Doris, Vertreterin für StV Hildegard Pott

Von der Verwaltung nehmen an der öffentlichen Sitzung teil:

Schulz, Martin Beigeordneter
Krause, Joachim Dezernent
Spelthann, Edmund Kämmerer
Heinen, Helmut Hauptamtsleiter
Kuhn, Günter Ordnungsamtsleite, zu TOP 4 und 5
Haffner, Kerstin Rechtsamtsleiterin, zu TOP 11
Schilde, Reinhard Personalamtsleiter, zu TOP 11
Muckel, Frank Schriftführer
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Bürgermeister Stommel eröffnet gegen 14.00 Uhr die öffentliche Sitzung, begrüßt die Anwesenden und
stellt fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Haupt- und Finanzaus-
schuss beschlussfähig ist.

Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung der Erweiterung wie folgt dar:

Tagesordnung:

A Öffentlicher Teil

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

2. Anfragen

3. Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden in der Stadt Jülich
(Vorlage 141/2001)

4. 4. Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren und Parkscheinautomaten im Gebiet der
Stadt Jülich - Parkgebührenordnung
hier: Aufhebung des Ratsbeschlusses vom 01.02.2001 und erneute Beschlussfassung
(Vorlage 175/2001)

5. Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen
aus besonderem Anlass
(Vorlage 174/2001)

6. Bauleitplanung
Bebauungsplan Koslar Nr. 8 “Steffensrott”, Teilabschnitt I
- Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB -
(Vorlage 151/2001)

7. Freiwillige Leistungen für das Haushaltsjahr 2002
(Antrag Nr. 11/2001) der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom
21.03.2001)
(Vorlage 185/2001)

8. Verteilung der Zuschüsse an Vereine und Institutionen
(Antrag Nr. 12/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom
21.03.2001)
(Vorlage 186/2001)

9. Beteiligung der Städte und Gemeinden an den Kosten der Sozialhilfe;
hier: Härteausgleichsregelung
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(Vorlage 168/2001)

10. Einmaliger Investitionskostenzuschuss für das Mütterzentrum “mobile”
(Vorlage 171/2001)

11. Weiterberatung des Entwurfs der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2001

B Nichtöffentlicher Teil

A Öffentlicher Teil

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

1.1 Personalsituation im Sozialamt;
Bericht der Verwaltung in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 14.03.2001
über das Abfangen von Fallzahlsteigerungen im Sachgebiet Wohngeld (WoG) sowie die
Sondierung und Realisierung von Maßnahmen zur Senkung des städt. Kostenanteils an der
Sozialhilfe im Rahmen der Durchführung einer Organisationsanalyse im Sozialamt
(Vorlagen-Nr.: 200/2001)

In der genannten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses wurde über die Situation des
Sozialamtes berichtet und gleichzeitig ein Ausblick auf die Absichten / Ziele gegeben, die die
anstehende Organisationsanalyse verfolgt.

Ergänzend zu diesem Bericht wird mitgeteilt, dass sich die geschilderte angespannte Perso-
nalsituation zwischenzeitlich weiter verschlechtert hat, weil eine Mitarbeiterin des
BSHG/Wohngeld-Bereiches erkrankt ist. Wann sie an den Arbeitsplatz zurückkehren kann,
ist noch ungewiß. 

Angesichts der Tatsache, dass die Kunden des Sozialamtes zu den einkommensschwachen
Bevölkerungskreisen gehören, sind sie auf eine schnelle Bearbeitung ihrer Anträge angewie-
sen. Deshalb, aber auch mit Rücksicht auf die Beschäftigten im Sozialamt besteht dringender
Handlungsbedarf, den entstandenen Personalausfall umgehend zumindest zur Hälfte  auszu-
gleichen. Zur Zeit wird nach einer kombinierten amts- und hausinternen Lösung durch vor-
übergehende Personalabordnung gesucht.
Sollte diese begründetermaßen nicht zustande kommen, wird eine entsprechende vorüber-
gehende Personalverstärkung von außen (Arbeitsmarkt) unumgänglich.

1.2 Organisationsänderung für das Bürgermeisterbüro
(Vorlagen-Nr.: 202/2001)

In Abstimmung mit dem Personalrat und der Gleichstellungsbeauftragten werde ich folgende
Organisationsänderung verfügen:
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Die bisher in meinem Vorzimmer wahrgenommenen Aufgabenbereiche werden mit den
Aufgabenbereichen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Ideen- und Beschwerdemanagement
und Wirtschaftsförderung zusammengefasst und als Bürgermeisterbüro neu organisiert.

Durch die Zusammenfassung der bisherigen Stabstellen für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
bzw. für Wirtschaftsförderung mit dem jetzigen Vorzimmer des Bürgermeisters lassen sich
die vorhandenen personellen Ressourcen sowohl für die Sachbearbeitung als auch für die
Sekretariatsarbeiten effektiver nutzen. 

Auf die Neubesetzung der Stelle des persönlichen Referenten soll verzichtet werden; die
fachliche Zuarbeit für den Bürgermeister wird zukünftig durch den Sachbearbeiter Wirt-
schaftsförderung und die Sachbearbeiterin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit übernommen;
unterstützende Tätigkeiten in der Sachbearbeitung sollen zunächst durch die im Bürgermei-
sterbüro  vorhandenen Mitarbeiterinnen übernommen werden.  Je nach Entwicklung des
zukünftigen Arbeitsumfangs bzw. der Arbeitsschwerpunkte wird die Neuausschreibung
einer  Stelle für unterstützende Sachbearbeitung bzw. Sekretariatsaufgaben zu prüfen sein,
ggf. auch als halbe Stelle. Da eine solche Stelle jedoch in jedem Fall eine geringere fachliche
Qualifikation erfordern wird als die Stelle des persönlichen Referenten, wird sich im Ergeb-
nis durch die Neuorganisation eine Einsparung bei den Personalkosten ergeben.

Die Leitung des Bürgermeisterbüros wird Herr Rutte-Merkel übernehmen, die stellver-
tretende Büroleitung habe ich Frau Gatzen übertragen.

In Abstimmung mit dem Personalrat sollen die Arbeitsplatzbeschreibungen der betroffenen
Mitarbeiter nach Abschluss einer sechsmonatigen Testphase entsprechend den veränderten
Tätigkeitsfeldern angepasst werden.

1.3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

Bezüglich der im Stadtrat am 01.02.2001 beschlossenen Einberufung des Lenkungskreises
für die Lokale Agenda 21 wird mitgeteilt, dass die Sitzung für den 24. April 2001 vorgese-
hen ist und die Einladung und die Unterlagen derzeit erarbeitet werden.

Zur Einberufung eines Gespräches mit dem Forschungszentrum Jülich unter Einbeziehung
der Fraktionsvorsitzer bezüglich der Bewerbung Jülichs als Standort für die geplante Euro-
päische Spallations-Quelle (ESS) wird mitgeteilt, dass das Gespräch für den 25. April 2001
vorgesehen ist.

Die übrigen Beschlüsse sind durchgeführt.

Über die in den Sitzungen des Haupt- und Finanzausschuss am 08.03, 14.03. und 22.03.
gefassten Beschlüsse wird in der nächsten Sitzung berichtet.

2. Anfragen
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Bürgermeister Stommel erklärt, dass Anfragen für den öffentlichen Teil der Sitzung des
Haupt- und Finanzausschusses nicht vorliegen.

3. Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden in der Stadt Jülich
(Vorlagen-Nr.: 141/2001)

Beschlussempfehlung:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Stadtrat beschließt die Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden in der
Stadt Jülich wie folgt:

Folgt Satzung im Wortlaut gemäß Anlage!”

4. 4. Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren und Parkscheinautomaten im Gebiet der
Stadt Jülich - Parkgebührenordnung
hier: Aufhebung des Ratsbeschlusses vom 01.02.2001 und erneute Beschlussfassung
(Vorlagen-Nr.: 175/2001)

Beschlussempfehlung:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“1. Der Beschluss des Stadtrates über die 4. Änderung der Gebührenordnung für Park-
uhren und Parkscheinautomaten im Gebiet der Stadt Jülich vom 01.02.2001 wird
aufgehoben.

2. Die nachstehende 4. Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren und Parkschein-
automaten im Gebiet der Stadt Jülich wird wie folgt erlassen:

“Folgt Gebührenordnung im Wortlaut gemäß Anlage!”

5. Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen
aus besonderem Anlass
(Vorlagen-Nr.: 174/2001)

Beschlussempfehlung:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Stadtrat beschließt den Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass für das Gebiet der Innenstadt wie
folgt:

Folgt Wortlaut der ordnungsbehördlichen Verordnung gemäß Anlage!”

6. Bauleitplanung
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Bebauungsplan Koslar Nr. 8 “Steffensrott”, Teilabschnitt I
- Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB -
(Vorlagen-Nr.: 151/2001)

Beschlussempfehlung:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Bebauungsplan Koslar Nr. 8 “Steffensrott”, Teilabschnitt I wird gemäß § 10 BauGB
als Satzung beschlossen und die Begründung dazu.”

7. Freiwillige Leistungen für das Haushaltsjahr 2002
(Antrag Nr. 11/2001) der CDU-Stadtratsfraktion und der F.D.P.-Stadtratsfraktion vom
21.03.2001)
(Vorlagen-Nr.: 185/2001)

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Die Verwaltung legt frühzeitig vor der Erstellung des Haushaltes für das Haushaltsjahr 2002
den zuständigen Ausschüssen eine Liste der freiwilligen Leistungen vor und macht Vor-
schläge, welche freiwilligen Leistungen aus Sicht der Verwaltung im Jahr 2002 reduziert
bzw. wegfallen können.”

8. Verteilung der Zuschüsse an Vereine und Institutionen
(Antrag Nr. 12/2001 der F.D.P.-Stadtratsfraktion und der CDU-Stadtratsfraktion vom
21.03.2001)
(Vorlagen-Nr.: 186/2001)

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen

“Alle zu verteilenden Zuschüsse werden in einem Pool zusammengefasst. Der zuständige
Ausschuss verteilt aus der beschlossenen Gesamtsumme die Zuschüsse für die Vereine und
Institutionen entsprechend den Bedürfnissen und Vergabekriterien.”

9. Beteiligung der Städte und Gemeinden an den Kosten der Sozialhilfe;
hier: Härteausgleichsregelung
(Vorlagen-Nr.: 168/2001)

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: 16 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen

“Die Stadt Jülich erhebt gegen den Bescheid des Kreises Düren vom 13.3.2001 über die
Heranziehung zum Härteausgleich keinen Widerspruch”.
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10. Einmaliger Investitionskostenzuschuss für das Mütterzentrum “mobile”
(Vorlagen-Nr.: 171/2001)

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: 13 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen

“Dem Mütterzentrum Jülich e.V. “mobile” wird ein Investitionskostenzuschuss bis zu
6.000,00 DM gegen Nachweis gewährt für Materialkosten. Weitere Zuschüsse sind auszu-
schließen.”

11. Beratung des Entwurfs der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2001

HHSt. 0340.26100 - Zinsen gestundete Realsteuern - Seite 32

Seitens der CDU-Stadtratsfraktion und der F.D.P.-Stadtratsfraktion wird beantragt, den
Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle von 4.000,-- DM auf 31.000,-- DM zu erhöhen.
Die Verwaltung schlägt keine Erhöhung des Ansatzes vor.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 0340.26100 - Zinsen gestundete Realsteuern -
wird auf 4.000,-- DM festgesetzt.”

HHSt. 1200.15800 - Erstattung Planungsleistungen - Seite 56

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, für die Spielplatzplanung aus dem Vermögens-
haushalt die Personalkosten für die Planungsleistungen zu erstatten. Hierfür ist ein Ansatz
von 40.000,-- DM im Haushalt einzusetzen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Im Haushalt wird ein Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 21200.15800 - Erstattung
Planungsleistungen - mit einem Betrag von 40.000,-- DM eingerichtet.”

HHSt. 2101.50041 - Sanierung Hof GGS Nord - Seite 72

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 40.000,-- DM auf 44.000,-- DM entsprechend dem Ausschreibungsergebnis zu erhö-
hen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig
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“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 2101.50041 Sanierung Hof GGS Nord - wird
auf 44.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 2103.50080 - Sanierung Lehrbad GGS Süd - Seite 78

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, im Haushalt einen Haushaltsansatz bei dieser
Haushaltsstelle mit einem Betrag von 18.500,-- DM einzusetzen, da die Zahlung gemäß
einem Rechtsstreit geleistet werden muss.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Im Haushalt wird ein Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 2103.50080 - Sanierung
Lehrbad GGS Süd - mit einem Betrag von 18.500,-- DM eingesetzt.”

HHSt. 2150.50085 - Lamellendecke Duschraum - Seite 87

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 18.000,-- DM auf 0,-- DM zum Ausgleich der Ausgaben bei HHSt- 2103.50080 zu
reduzieren.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 2150.50085 - Lamellendecke Duschraum -
wird auf 0,-- DM reduziert.”

HHSt. 4640.50010 - Anbindung Heizung Turnhalle - Seite 156

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 20.000,-- DM auf 15.500,-- DM zum Ausgleich der Ausgaben bei den HHSt.
2101.50041 und 2103.50080 zu reduzieren.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 4640.50010 - Anbindung Heizung Turnhalle -
wird auf 15.500,-- DM reduziert.”

HHSt. 9000.00100 - Grundsteuer B - Seite 270

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 7.200.000,-- DM auf 6.900.000,-- DM zu reduzieren und auf eine Steuererhöhung zu
verzichten.
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Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.00100 - Grundsteuer B - wird auf
6.900.000,-- DM reduziert.”

HHSt. 9000.00300 - Gewerbesteuer - Seite 270

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 28.000.000,-- DM auf 28.400.000,-- DM zu erhöhen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.0010 - Gewerbesteuer - wird auf
28.400.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 9000.04100 - Schlüsselzuweisungen - Seite 270

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 830.000,-- DM auf 985.100,-- DM zu erhöhen.
Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.04100 - Schlüsselzuweisungen -wird auf
985.100,-- DM erhöht.”

HHSt. 9000.81000 - Gewerbesteuerumlage - Seite 270

Aufgrund der Mehreinnahmen ist der Ansatz bei dieser Haushaltsstelle von 3.912.000,--
DM auf 4.116.000,-- DM zu erhöhen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.81000 - Gewerbesteuerumlage - wird
auf 4.116.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 9000.81100 - Fonds Deutsche Einheit - Seite 270

Aufgrund der Mehreinnahmen ist der Ansatz bei dieser Haushaltsstelle von 2.700.000,--
DM auf 2.840.000,-- DM zu erhöhen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig
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“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.81100 - Fonds Deutsche Einheit - wird
auf 2.840.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 9000.83200 - Allgemeine Kreisumlage - Seite 270

Aufgrund des beschlossenen Hebesatzes kann der Ansatz von 21.161.000,-- DM auf
20.741.000,-- DM reduziert werden.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 90000.83200 - Allgemeine Kreisumlage -
wird auf 20.741.000,-- DM reduziert.”

HHSt. 9000.83210  - Jugendamtsumlage - Seite 271

Aufgrund des beschlossenen Hebesatzes ist der Ansatz von 7.558.000,-- DM auf
7.571.400,-- DM zu erhöhen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.83210 - Jugendamtsumlage - wird auf
7.571.400,-- DM erhöht.”

HHSt. 9100.20700 - Allgemeine Zinseinnahmen - Seite 272

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 500.000,-- DM auf 250.000,-- DM zu reduzieren.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9100.20700 - Allgemeine Zinseinnahmen -
wird auf 250.000,-- DM reduziert.”

HHSt. 9100.80710 - Zinsen Kassenkredite - Seite 272

Aufgrund der derzeitigen Kassenlage wird seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, einen
Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle mit einem Betrag von 80.000,-- DM einzurichten.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig
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“Im Haushalt wird ein Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9100.80710 Zinsen Kassen-
kredite - mit einem Betrag von 80.000,-- DM eingerichtet.”

HHSt. 9150.28000 - Zuführung vom Vermögenshaushalt - Seite 274

Zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes ist eine Zuführung vom Vermögenshaushalt in
Höhe von 8.596.025,--  DM erforderich.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9150.28000 - Zuführung vom Vermögens-
haushalt - wird auf 8.596.025,-- DM erhöht.”

HHSt. 4600.95000 - Spielplatz Pattern - Seite 350

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 90.000,-- DM auf 100.000,-- DM zu erhöhen, damit die Planungsleistungen an den
Verwaltungshaushalt erstattet werden können.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 4600.95000 - Spielplatz Pattern - wird auf
100.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 4600.95001 - Spielplatz Gemeindedriesch - Seite 350

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
wieder von 147.000,-- DM auf 165.000,-- DM zu erhöhen, damit die Planungsleistungen
an den Verwaltungshaushalt erstattet werden können.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 4600.95001 - Spielplatz Gemeinde-driesch -
wird auf 165.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 4600.95002 - Spielplatz Schützenkaul - Seite 350

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 103.000,-- DM auf 115.000,-- DM zu erhöhen, damit die Planungsleistungen an den
Verwaltungshaushalt erstattet werden können.

Beschluss:
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 4600.95002 - Spielplatz Schützenkaul - wird
auf 115.000,-- DM erhöht.”

HHSt. 6300.94031 - Brücke Bongardstraße - Seite 400

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 370.000,-- DM auf 358.500,-- DM zum Ausgleich der Ausgabe bei HHSt.
7000.95047 zu reduzieren.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 6300.94031 Brücke Bongardstraße  - wird
auf 358.500,-- DM reduziert.”

HHSt. 7000.95013 - Regenüberlaufbecken “Goswin-de-Nickel-Straße” - Seite 424

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Maßnahme zu verschieben und die Ver-
pflichtungsermächtigung bei dieser Haushaltsstelle auf 0,-- DM zu reduzieren.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Die Verpflichtungsermächtigung bei der Haushaltsstelle 7000.95013 - Regenüberlaufbek-
ken “Goswin-de-Nickel-Straße”  - wird auf 0,-- DM reduziert.”

HHSt. 7000.95024 - Regenüberlaufbecken “Victor-Gollancz-Straße” - Seite 426

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 50.000,-- DM auf 0,-- DM wegen der eventuellen Übertragung an den WVER zu
reduzieren und auch die Verpflichtungsermächtigung auf 0,-- DM zu setzen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 7000.95024 - Regenüberlaufbecken “Victor-
Gollancz-Straße” - wird auf 0,-- DM reduziert. Die Verpflichtungsermächtigung wird auf
0,-- DM gesetzt.”

HHSt. 7000.95036 - Sanierung Sammler III - Seite 428



- 13 -

NS050401.WPD

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Verpflichtungsermächtigung bei dieser
Haushaltsstelle von 450.000,-- DM auf 0,-- DM zu reduzieren, da zuerst eine neue Zulei-
tung zur Kläranlage geschaffen werden muss.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Die Verpflichtungsermächtigung bei der Haushaltsstelle 7000.95036 - Sanierung Sammler
III - wird auf 0,-- DM reduziert.”

HHSt. 7000.95047 - Erschließung Prümer Weg - Seite 428

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, im Haushalt einen Haushaltsansatz bei dieser
Haushaltsstelle mit einem Betrag von 11.500,-- DM für die Änderung der Gas-/Wasserlei-
tung einzusetzen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Im Haushalt wird ein Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 7000.95047 - Erschließung
Prümer Weg - mit einem Betrag von 11.500,-- DM eingesetzt.”

HHSt. 7000.95054 - Staukanal Kirchberg - Seite 428

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz bei dieser Haushaltsstelle
von 80.000,-- DM auf 0,-- DM wegen der eventuellen Übertragung an den WVER zu
reduzieren und auch die Verpflichtungsermächtigung auf 0,-- DM zu setzen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 7000.95054 - Staukanal Kirchberg - wird auf
0,-- DM reduziert. Die Verpflichtungsermächtigung wird auf 0,-- DM gesetzt.”

HHSt. 8810.93202 - Grunderwerb allgemein - Seite 470

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, im Haushalt eine Verpflichtungsermächtigung
bei dieser Haushaltsstelle mit einem Betrag von 4.900.000,-- DM einzurichten, da in 2002
und 2004 die Zahlungen für die “Lindenallee” fällig werden.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Im Haushalt wird eine Verpflichtungsermächtigung bei der Haushaltsstelle 8810.93202 -
Grunderwerb allgemein - mit einem Betrag von 4.900.000,-- DM eingesetzt.”
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HHSt. 9000.98250 - Jugendamtsumlage - Seite 478

Aufgrund des beschlossenen Umlagesatzes ist der Ansatz bei dieser Haushaltsstelle von
303.000,-- DM auf 392.300,-- DM zu erhöhen.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9000.98250 - Jugendamtsumlage - wird auf
392.300,-- DM erhöht.”

HHSt. 9100.37700 - Kreditaufnahme - Seite 480

Zum Ausgleich des Vermögenshaushaltes ist eine Kreditaufnahme in Höhe von
11.581.600,-- DM erforderlich.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9100.37700 - Kreditaufnahme - wird auf
11.581.600,-- DM erhöht.”

HHSt. 9110.31000 - Entnahme Allgemeine Rücklage - Seite 482

Zum Ausgleich des Verwaltungshaushaltes ist eine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage
in Höhe von 8.596.025,-- DM erforderlich.

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9110.31000 - Entnahme Allgemeine Rücklage
-  wird auf 8.596.025,-- DM erhöht.”

HHSt. 9150.90000 - Zuführung an Verwaltungshaushalt - Seite 484 

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

“Der Haushaltsansatz bei der Haushaltsstelle 9150.90000 - Zuführung an Verwaltungs-
haushalt - wird auf 8.596.025,-- DM erhöht.”

Sammelnachweis I - Personal

Der Haupt- und Finanzaussschuss nimmt den Bericht zu den Personalausgaben 2001



- 15 -

NS050401.WPD

(Vorlagen-Nr.: 144/2001) wie folgt zur Kenntnis:

“Das Personalamt hatte die Personalausgaben 2001 ursprünglich auf 28.217.630,-- DM
kalkuliert. Wegen der angespannten Finanzlage wurden im Rahmen der verwaltungsinternen
Beratungen dann die vom Fachamt ermittelten Ansätze um 500.000 DM gekürzt. Dabei
handelt es sich um den Betrag, der nach den durchschnittlichen Werten der Vorjahre einge-
spart werden kann durch nicht vorhersehbare Verrentungen, längere Erkrankungen und
verzögerte Wiederbesetzung freiwerdender Stellen. Der Sammelnachweis I wurde im Er-
gebnis also von vornherein um den Betrag gekürzt, der in den letzten Jahren in der Jahres-
rechnung als Einsparung verbucht werden konnte (siehe Jahresrechnung 1998, Seite 180,
512.000 DM und Jahresrechnung 1999, 
Seite 193, 660.000 DM). Im HH-Jahr 2000 konnten 515.000 DM eingespart werden.

Danach betragen die Personalausgaben 27.717.630 DM. Die Steigerung gegenüber dem
Vorjahr beträgt 650.000 DM oder 2,40 %.

In seiner Haushaltsrede 2001 hat der Bürgermeister erklärt, zu den Haushaltsberatungen
konkrete Einsparungsvorschläge zu unterbreiten.

Dabei gelten zunächst einmal schwerpunktmäßig als Erfahrungswerte die in Absatz 1 ge-
nannten Einsparungen.
Darauf basierend müßte auch in 2001 ein Einsparungsbetrag von ca. 500.000 DM erzielt
werden.
Für die Maßnahmen “Kinder- und Jugendbeauftragter” (29.000 DM) sowie “Personalver-
stärkung Sozialamt” (23.000 DM) sind allerdings zwischenzeitlich insgesamt
52.000 DM vorgesehen, die bisher nicht veranschlagt waren.

Unbeschadet dessen wird die Möglichkeit gesehen, eine Aufstockung der Personalkosten
2001 durch folgende aktuelle personalwirtschaftliche Maßnahmen zu vermeiden:

- Festschreibung des Stellenplanes auf den Stand von 2000
- vorläufige Nichtbesetzung der Referentenstelle beim Bgm.
- durch hausinterne Lösungen wird im Falle einer Verrentung die Amtsleiterstelle

Hochbau eingespart
- 2 Mitarbeiterinnen sind 4 Monate vor Ablauf ihrer Zeitverträge ausgeschieden.

Es erfolgt keine Neubesetzung
- eine Auszubildendenstelle wird zum 01.08.2001 wegen mangelnder Qualifikation

der Bewerber/innen nicht besetzt
- bei der Besetzung von 5 Arbeiterstellen (4 Bauhof, 1 Abwasser) entstehen im 

Rahmen der Personalgewinnung Vakanzen (Ausschreibungsfristen, Kündigungsfristen 
der Bewerber)

- 3 Azubis beenden 06/2001 ihre Ausbildung. Eine Übernahme ist mangels Planstellen 
nicht möglich. Aus sozialen Gründen wurden in früheren Jahren Zeitverträge vergeben. 
In diesem Jahr ist das nicht möglich.

- auslaufende Zeitverträge (Ordnungsamt, Kulturamt) werden nicht verlängert.
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- Überstunden werden überwiegend nicht mehr bezahlt, es erfolgt Freizeitausgleich.

Auf Anfrage eines Ausschussmitgliedes, ob den Auszubildenden nicht noch ein Zeitvertrag
angeboten werden kann, vertritt Bürgermeister Stommel die Auffassung, dass hierfür ein
dringender Bedarf vorliegen müsse und der zu übernehmende Aufgabenbereich keine lange
Einarbeitungszeit erfordert. 

Seitens des Ausschusses werden noch die beiden folgenden  Änderungen im Stellenplan zur
Kenntnis genommen:
Beamte:
- UA 6000 - Allg. Bauverwaltung 1 Stellenumwandlung Bes.Gr. A 11BBesG nach

BesGr. A 12 BbesG
Angestellte:
- UA 0500 - Standesamt 1 Stellenumwandlung Verg-Gr. VII BAT nach Ver-

Gr. VI b BAT

Der SN I und die übrigen Sammelnachweise werden daraufhin einstimmig zur Kenntnis
genommen.

Im Rahmen der Haushaltsberatung wird vom Haupt- und Finanzausschuss folgende Dring-
lichkeitsentscheidung getroffen:

Erneuerung der Kanalhausanschlüsse für die städt. Wohnhäuser Kirchberger Str. 18, 19, 20
und Linzenicher Str. 2, 4, 6 und Linzenicher Str. 8, 10, 12
(Vorlagen-Nr.: 192/2001)

Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

Der Haupt- und Finanzausschuß beschließt als Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs.
1 Satz  1 GO NW wie folgt:

“Bei der Haushaltsstelle 1.8830.50071 “Erneuerung von Kanalhausanschlußleitungen wer-
den im Haushalt 2001 außerplanmäßig Mittel in Höhe von 90.000,00 DM bereitgestellt. Die
Deckung erfolgt aus folgenden Haushaltsstellen:

27.500 DM aus eingespartem Haushaltsrest “Brückenunterhaltung” 1.6300.51001
30.000 DM aus eingespartem Haushaltsrest “Tiefbauplanung” 1.6020.62000
  4.500 DM aus Ansatz 2001 Haushaltsstelle “Beitrag WVER” 1.6910.71300
28.000 DM aus Ansatz 2001 Haushaltsstelle “Straßenunterhaltung” 
1.6300.51000.”

Empfehlung zum Beschluss der Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr
2001 einschließlich der Anlagen
(Vorlagen-Nr.: 199/2001)
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Beschluss:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst (unter Berücksichtigung der sich aus den Beratungen
ergebenden Änderungen) folgenden Empfehlungsbeschluss:

“1. Die Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 2001 wird mit ihren An-
lagen wie folgt beschlossen:

                                 Folgt Wortlaut der Satzung gemäß Anlage!”

2. Das Investitionsprogramm 2000 - 2004 wird beschlossen.

3.     Die mittelfristige Finanzplanung 2000 bis 2004 wird zur Kenntnis genommen.” 

Bürgermeister Stommel schließt gegen 16.25 Uhr die öffentliche Sitzung.

Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt:

1. Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden in der Stadt Jülich (TOP 3)

2. 4. Änderung der Parkgebührenordnung (TOP 4)

3. Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem
Anlass (TOP 5)

4. Änderungsliste zum Haushalt (TOP 11)

5. Haushaltssatzung der Stadt Jülich für das Haushaltsjahr 2001














































